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„Die Geschäftsbedingungen oder andere dem Zahlungsdienstnutzer durch 

Zahlungsdienstleister auferlegte Pflichten zum Schutz personalisierter Si-

cherheitsmerkmale vor unbefugtem Zugriff sollten jedoch nicht so abge-

fasst sein, dass Zahlungsdienstnutzer davon abgehalten werden, die Vor-

teile der durch andere Zahlungsdienstleister angebotenen Dienste, ein-

schließlich Zahlungsauslösedienste und Kontoinformationsdienste, zu nut-

zen. Ferner sollten solche Geschäftsbedingungen keine Bestimmungen 

enthalten, die die Nutzung von Zahlungsdiensten anderer gemäß dieser 

Richtlinie zugelassener oder registrierter Zahlungsdienstleister in irgendei-

ner Weise erschweren.“ 

„Die personalisierten Sicherheitsmerkmale, die für die sichere Kun-

denauthentifizierung durch den Zahlungsdienstnutzer oder durch den 

Zahlungsauslösedienstleister verwendet werden, sind in der Regel diejeni-

gen, die vom kontoführenden Zahlungsdienstleister zur Verfügung gestellt 

werden. Zahlungsauslösedienstleister treten nicht notwendigerweise in ein 

Vertragsverhältnis mit den kontoführenden Zahlungsdienstleistern ein, 



 

und unabhängig vom Geschäftsmodell der Zahlungsauslösedienstleister 

sollten die kontoführenden Zahlungsdienstleister es ihnen ermöglichen, 

sich auf die Authentifizierungsverfahren des kontoführenden Zahlungs-

dienstleisters zur Auslösung einer bestimmten Zahlung im Namen des 

Zahlers zu verlassen.“ 
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„Abweichend von Absatz 2 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die in 

den Artikeln 65, 66, 67 und 97 genannten Sicherheitsmaßnahmen 18 Mo-

nate nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der in Artikel 98 genannten 

technischen Regulierungsstandards angewandt werden.“ 

 

 



 

„Solche Zahlungsauslösedienste beruhen entweder auf dem unmittelbaren 

oder dem mittelbaren Zugang des Zahlungsauslösedienstleisters zu den 

Konten des Zahlers. Ein kontoführender Zahlungsdienstleister, der einen 

Mechanismus für den mittelbaren Zugang bereitstellt, sollte den Zahlungs-

auslösedienstleistern auch den unmittelbaren Zugang gestatten.“ 

„Es ist notwendig, einen eindeutigen Rechtsrahmen festzulegen, der die 

Bedingungen dafür enthält, unter denen Zahlungsauslösedienstleister und 

Kontoinformationsdienstleister ihre Dienste mit Zustimmung des Kontoin-

habers erbringen können, ohne dass der kontoführende Zahlungsdienst-

leister von ihnen verlangt, für diese Arten von Diensten ein besonderes 

Geschäftsmodell, ob auf der Grundlage eines unmittelbaren oder eines 

mittelbaren Zugangs, zu verwenden.“ 

 



 

 

„Der geänderte § 675p Absatz 4 Satz 1 BGB-E, der Artikel 80 Absatz 5 der 

Zweiten Zahlungsdiensterichtlinie umsetzt, regelt, dass der Zahlungsauf-

trag nach den in den Absätzen 1 bis 3 genannten Zeitpunkten nur wider-

rufen werden kann, wenn der Zahlungsdienstnutzer und „der jeweilige 

Zahlungsdienstleister“ dies vereinbart haben. 

Durch diese Formulierung soll klargestellt werden, dass eine solche Ver-

einbarung nicht auch weitere an dem Zahlungsvorgang beteiligte Zah-

lungsdienstleister bindet. Dies gilt insbesondere, wenn der Zahler mit sei-

nem kontoführenden Zahlungsdienstleister vereinbaren will, dass ein Wi-

derruf des Zahlungsauftrags auch dann noch möglich ist, nachdem er dem 

Zahlungsauslösedienstleister die Zustimmung zur Auslösung des Zah-

lungsvorgangs erteilt hat. Denn im Falle der Wirksamkeit einer solchen Ab-

rede müsste der Zahlungsauslösedienstleister auch nach der Auslösung 

noch mit einem Widerruf des Zahlungsauftrags rechnen und wäre deshalb 

nicht mehr in der Lage, dem Zahlungsempfänger möglichst schnell die Ge-

wissheit zu geben, dass dieser den Zahlungsbetrag erhalten wird. Dadurch 

würde letztlich das Geschäftsmodell des Zahlungsauslösedienstleisters in 

Frage gestellt.“ 

 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

„Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die einzelnen kontoführenden 

Zahlungsdienstleister bis zu dem Zeitpunkt, an dem sie die technischen 

Regulierungsstandards nach Absatz 4 einhalten, das Nichteinhalten nicht 

dazu missbrauchen, die Nutzung von Zahlungsauslöse- und Kontoinfor-

mationsdiensten für die von ihnen geführten Konten zu blockieren oder zu 

behindern.“ 



 

 

„Abweichend von Absatz 2 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die in 

den Artikeln 65, 66, 67 und 97 genannten Sicherheitsmaßnahmen 18 Mo-

nate nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der in Artikel 98 genannten 

technischen Regulierungsstandards angewandt werden.“ 

 

 



 

 

 

 

 



 


